
Die entscheidende Bestimmung über die Aufstellung 
westdeutscher Streitkräfte enthält Art. 1 des Proto­
kolls II über die Streitkräfte der Westeuropäischen 
Union. Dort heißt es:

„1. Die Land- und Luftstreitkräfte, die jeder der 
Hohen Vertragschließenden Teile dieses Protokolls 
dem Alliierten Oberbefehlshaber Europa in 
Friedenszeiten auf dem europäischen Festland 
unterstellt, dürfen nach Gesamtstärke und Anzahl 
der Verbände nicht überschreiten:

(a) für Belgien, Frankreich, die Bundesrepublik 
Deutschland, Italien und die Niederlande die im 
Sonderabkommen zu dem am 27. Mai 1952 in Paris 
Unterzeichneten Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft für Frie­
denszeiten festgelegten Höchstgrenzen;

(b) für das Vereinigte Königreich 4 Divisionen 
und die Zweite Taktische Luftflotte;

(c) für Luxemburg eine Kampfgruppe in 
Regimentsstärke.“

Dies bedeutet für Frankreich 14 Divisionen, für West­
deutschland und Italien je 12 Divisionen und für 
Belgien und die Niederlande je 5 Divisionen. — Art. 2 
dieses Protokolls enthält entsprechende Bestimmungen 
über die Marine-Streitkräfte.

Die auf diese Weise gebildete Streitmacht der West­
europäischen Union unterscheidet sich von der durch 
den EVG-Vertrag geplanten Europaarmee nur dadurch, 
daß auch Großbritannien Streitkräfte der obengenannten 
Art und Anzahl stellt. Die Verpflichtung hierzu ist in 
Art. 6 näher umschrieben. Sie macht nur eine Ausnahme 
für einen akuten Notstand in Übersee und erlaubt für 
den Fall einer zu schweren Belastung der britischen 
auswärtigen Finanzen eine Überprüfung der finanziellen 
Bedingungen durch den Nordatlantikrat. Diese Be­
stimmungen entsprechen in ihrem Inhalt der Er­
klärung, die der britische Außenminister am 29. Sep­
tember vor der Londoner Konferenz abgab (vgl. An­
lage III zur Schlußakte der Londoner Konferenz). 
Diese Erklärung steht in engem Zusammenhang mit 
der Erklärung des amerikanischen Staatssekretärs und 
der Erklärung des kanadischen Außenministers vom 
selben Tag (Anlagen II und IV zur Schlußakte). Der be­
stimmten und ins einzelne gehenden Zusicherung Groß­
britanniens steht von seiten Kanadas eine allgemeine 
Erklärung gegenüber, die mit seiner Mitgliedschaft in 
der NATO verbundenen fortdauernden Verpflichtun­
gen zu erfüllen. Die amerikanische Zusicherung ist noch 
vager gefaßt. John Foster Dulles erklärte, er werde für 
den Fall, daß die Hoffnungen, die in die EVG gesetzt 
wurden, sinnvoll auf die Londoner Abmachungen über­
tragen werden können, „sicherlich bereit sein, dem 
Präsidenten zu empfehlen, die Zusicherung zu er­
neuern, die er im letzten Frühjahr im Zusammenhang 
mit dem Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft angeboten hat“. Diese Zu­
sicherung würde dahin gehen, daß die Vereinigten 
Staaten weiterhin in Europa einschließlich Deutsch­
lands die Verbände ihrer Streitkräfte belassen werden, 
die gegebenenfalls erforderlich und angemessen sind, 
„um ihren fairen Anteil zu den Streitkräften beizu­
tragen, die für die gemeinsame Verteidigung des nord­
atlantischen Gebietes benötigt werden, solange eine 
Bedrohung dieses Gebietes besteht, und weiterhin diese 
Streitkräfte im Einklang mit der vereinbarten Nord­
atlantik-Strategie für die Verteidigung dieses Gebietes 
einsetzen werden“.

Die Streitkräfte der Westeuropäischen Union, die 
Gegenstand der vertraglichen Regelung in dem oben­
genannten Protokoll sind, bilden den maximalen „Ver­
teidigungsbeitrag“, den alle Mitglieder der Brüsseler 
Vertragsorganisation zur NATO leisten.

Durch die Aufnahme der Bonner Bundesrepublik und 
Italiens in die Brüsseler Vertragsorganisation wird 
diese zum eigentlichen Ersatz für die EVG, die Streit­
kräfte der Westeuropäischen Union treten an die Stelle 
der geplanten Europaarmee. Die neue Lösung bietet 
nach dem gescheiterten EVG-Projekt den Westmächten 
sogar noch den Vorteil, daß Großbritannien, das sich 
von jenem zurückhielt, nun an der Ersatzlösung voll 
beteiligt ist.

Die Aufnahme der Westdeutschen Bundesrepublik 
in die NATO schließlich macht die militärische Ein­
gliederung vollkommen, und es bestehen nunmehr 
keine Schwierigkeiten mehr, den amerikanischen Ober­
befehl, wie ihn Art. 18 des EVG-Vertrages vorgesehen 
hatte, im wesentlichen auf das neue Vertragswerk zu 
übertragen. Schon Abschnitt IV der Londoner Schluß­
akte hatte hinsichtlich der NATO-Truppen folgendes 
vorgesehen:

Alle auf dem Kontinent stationierten Streitkräfte von 
NATO-Staaten werden der Befehlsgewalt vohSACEUR6) 
unterstellt werden; diese Streitkräfte werden im Ein­
klang mit der NATO-Strategie verteilt; ihre Statio­
nierung wird von SACEUR nach Konsultation und im 
Einvernehmen mit den beteiligten nationalen Behörden 
bestimmt; diese Streitkräfte dürfen ohne seine Zu­
stimmung auf dem Kontinent weder anders verteilt 
noch operativ eingesetzt werden; diese Streitkräfte 
werden integriert werden, soweit dies mit der mili­
tärischen Schlagkraft vereinbar ist; es werden Ab­
machungen für eine verstärkte Koordinierung des Ver­
sorgungswesens für SACEUR getroffen werden; die 
zahlenmäßige Stärke und Schlagkraft dieser Streit­
kräfte sowie ihre Bewaffnung, Ausrüstung, ihr Ver­
sorgungswesen und ihre Reserveverbände werden von 
SACEUR inspiziert.

Diese an die NATO gerichteten Empfehlungen der 
Neun Mächte, die übereinstimmen mit der Anlage V 
der Londoner Schlußakte (Konferenzdokument über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag und Abmachun­
gen, die auf die Streitmächte von SACEUR auf dem 
Kontinent Anwendung finden), haben in der Resolu­
tion des Nordatlantikrates zur Durchführung des auf 
die NATO bezugnehmenden Abschnittes der Schluß­
akte von London ihre Verwirklichung gefunden.

Die Resolution unterstellt alle Streitkräfte der Mit­
gliedstaaten, die in der Zone des Alliierten Kommandos 
in Europa stationiert sind, der Autorität von SACEUR 
oder einem anderen angemessenen Kommando der 
NATO und der obersten Leitung der militärischen Be­
hörden der NATO, mit Ausnahme der Streitkräfte, die 
für die Verteidigung der Überseegebiete bestimmt sind, 
und jener Streitkräfte, bezüglich welcher die NATO 
anerkannt hat oder anerkennen wird, daß sie unter 
nationalem Kommando bleiben (Abs. 4 der Resolution).

Dieselbe Resolution enthält den Beschluß, daß die 
Integration der Streitkräfte auf der Stufe von Armee­
gruppen und der taktischen Luftwaffe beibehalten 
wird. Eine Integration auf niederen Stufen wird bis zu 
einem Maximum vorangetrieben werden, entsprechend 
der militärischen Schlagkraft und mit Rücksicht auf 
das Ausmaß der Stationierung und des Nachschubs der 
Streitkräfte. Die Resolution entspricht im übrigen den 
Empfehlungen der Londoner Konferenz und erweitert 
die Vollmachten von SACEUR auch auf die Aus­
bildung der Streitkräfte (Abs. 13 der Resolution). 
SACEUR erhält damit genau dieselbe Stellung, die ihm 
der EVG-Vertrag eingeräumt hatte, d. h. die west­
europäischen Streitkräfte einschließlich der geplanten 
westdeutschen Wehrmacht unterstehen dem Oberbefehl 
eines amerikanischen Generals.

Daß alle diese vertraglichen Regelungen den Be­
schlüssen von Potsdam widersprechen und deshalb 
völkerrechtswidrig sind, ebenso wie es der geplante 
EVG-Vertrag war, bedarf angesichts der umfang­
reichen Erörterungen in der Literatur im Zusammen­
hang mit der EVG an dieser Stelle wohl keiner 
Wiederholung.

Es muß in diesem Zusammenhang aber darauf hin­
gewiesen werden, daß die NATO und nach der ge­
schehenen Erweiterung zur Westeuropäischen Union 
auch die Brüsseler Organisation darüber hinaus auch 
deshalb völkerrechtswidrig sind, weil sie der Satzung 
der Vereinten Nationen widersprechen. Die Satzung 
läßt zwar auch regionale Abkommen zu, die für ge­
wisse Gebiete der Erde ähnliche Aufgaben zu über­
nehmen imstande sind wie die Vereinten Nationen für 
die ganze Welt, sofern und solange der Sicherheitsrat 
nicht eingreift. Die Staaten, die in einem solchen 
regionalen Abkommen vereinigt sind, haben sowohl

6) SACEUR = Supreme Allied, Commander Europe = Alli­
ierter Oberbefehlshaber in Europa.
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